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I. Steuerrechtliche Fragen
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InsO idF RegE SanInsFoG StaRUG idF RegE SanInsFoG

Steuerrechtliche Fragen

 Berichtigung Umsatzsteuer?

 Berichtigung Vorsteuer?

 Beendigung Organschaft?

 Ertragswirksame Auflösung der 
Verbindlichkeit?

 Unterbrechung Steuerfestsetzungs-
und Rechtsbehelfsverfahren

 Steuerhaftung des Geschäftsführers?

 Erfasst der Plan Steuerforderungen, 
die davor entstanden waren 
und/oder die aufgrund des Plans 
entstehen?

 Rechtswirkungen des Plans bzgl. der 
Steuerfestsetzung?

Zugangsvoraussetzungen zum 
Insolvenzverfahren 

• Zahlungsunfähigkeit (§ 17), drohende 
Zahlungsunfähigkeit (§ 18 Abs. 2 Satz 2 
[24 Monate]), Überschuldung (§ 19 Abs. 
2 Satz 1[12 Monate])

Vorläufiges IV

• Sicherungsmaßnahmen, keine 
Zwangsvollstreckung

Eröffnetes IV

• Amtswalter, keine Zwangsvollstreckung

Rechtskraft Bestätigung Plan

Aufhebung IV

Zugangsvoraussetzungen zu den 
Verfahrenshilfen (Instrumente)

• Drohende Zahlungsunfähigkeit, § 31 
Abs. 1

Instrumente, § 31 Abs. 2

• Stabilisierung (Nr. 4, § 56 ff.), 
insbesondere Vollstreckungssperre 
(§ 56 Abs. 1 Nr. 1)

• Planbestätigung (Nr. 5, § 67 ff.)

Zeit Zeit



II. Zugangsvoraussetzungen
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• Überschuldung und drohende 
Zahlungsunfähigkeit als solche lösen keine 
Berichtigung der Vorsteuer aus.

• Zahlungsunfähigkeit als solches löst Berichtigung 
der Vorsteuer aus.

• Überschuldung, drohende Zahlungsunfähigkeit 
und Zahlungsunfähigkeit als solche führen nicht 
zur ertragswirksamen Auflösung der 
Verbindlichkeit.

• Drohende Zahlungsunfähigkeit als solches löst 
keine Berichtigung der Vorsteuer aus.

• Zahlungsunfähigkeit als solches bewirkt keine 
ertragswirksame Auflösung der Verbindlichkeit.

InsO idF RegE SanInsFoG StaRUG idF RegE SanInsFoG



III. (Vorläufiges) Insolvenzverfahren/Vollstreckungssperre
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• Umstellung von Soll- auf Ist-Besteuerung mittels 
1./2. Berichtigung, Zeitpunkt?

• Beendigung umsatzsteuerliche/ertragsteuerliche 
Organschaft, Zeitpunkt?

• Keine ertragswirksame Auflösung einer 
Verbindlichkeit.

• Vorrang Massesicherungspflicht vor Steuer-
zahlungspflicht (§ 69 AO) im vorläufigen IV 
aufgrund § 15b und § 276a Abs. 3?

• Vorläufiger IV keine taugliche Steuerhaftungs-
person (§§ 69, 34 und 35 AO), was gilt bzgl. 
vorläufigem SW?

• Eröffnung IV unterbricht Steuerfestsetzungs- und 
Rechtsbehelfsverfahren.

• Keine Umstellung von Soll- auf Ist-Besteuerung.

• Keine Beendigung umsatzsteuerliche/ 
ertragsteuerlichen Organschaft.

• Vollstreckungssperre bzgl. Verbindlichkeit aus 
steuerpflichtigen Leistungen löst Berichtigung 
Vorsteuer aus (vorherige Umwandlung in 
Darlehen?).

• Keine ertragswirksame Auflösung einer 
Verbindlichkeit.

• Vollstreckungssperre bzgl. Steuerforderung erst 
ab Festsetzung (s. § 218 Abs. 1 AO). 

• Mittelvorsorgepflicht (§ 69 AO).

• Keine Unterbrechung Steuerfestsetzungs- und 
Rechtsbehelfsverfahren.

InsO idF RegE SanInsFoG StaRUG idF RegE SanInsFoG



IV. Bestätigung des Plans – Forderungsverzicht
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• Berücksichtigung nicht angemeldeter 
Steuerforderungen (§§ 254b, 259b).

• Erst Forderungsverzicht im Plan bewirkt mit 
Rechtskraft der Bestätigung (§ 254 Abs. 1) eine 
unvollkommene Verbindlichkeit. Deshalb (1) ist 
eine Steuer auf den Ertrag nicht im Plan 
anzusetzen und (2) ist der Ertrag unter den 
Voraussetzungen §§ 3a, 3c Abs. 4 EStG, § 7b 
GewStG steuerfrei (bedingter Plan, § 249, und 
verbindliche Auskunft?). Ertrag aus stillen 
Reserven nicht erfasst.

• Primäranspruch für § 69 AO besteht weiter.

• Berücksichtigung Steuerforderung erfordert  gem. 
§§ 4 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 5, 19 Abs. 2 Begründetheit 
zum Zeitpunkt des Planangebots (jedenfalls 
Steuererklärung?) und Ansatz im Plan.

• Erst Forderungsverzicht im Plan befreit Schuldner 
mit der Bestätigung (§ 74 Abs. 1) von der Haftung 
(s. auch Begr. zu § 13). Deshalb (1) ist eine Steuer 
auf den Ertrag nicht im Plan anzusetzen und (2) ist 
der Ertrag unter den Voraussetzungen §§ 3a, 3c 
Abs. 4 EStG, § 7b GewStG steuerfrei (bedingter 
Plan, § 69, und verbindliche Auskunft?). Ertrag aus 
stillen Reserven nicht erfasst. Berichtigung von 
Vorsteuer aufgrund eines Forderungsverzichts 
nicht erfasst (vorherige Umwandlung in 
Darlehen?).

• Primäranspruch für § 69 AO besteht weiter.
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V. Bestätigung des Plans – (Änderung) Steuerfestsetzung
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• Änderung Steuerfestsetzung nach § 164 Abs. 2 AO 
scheidet nach Bestätigung des Plans aus, da 
dieser Geschäftsgrundlage ist.

• Keine Beschränkung der Haftung für Steuer-
verbindlichkeiten, die als Masseverbindlichkeiten 
zu qualifizieren sind, auf die ehemalige 
Insolvenzmasse.

Grundsatz (§ 77): Bestand und Höhe streitiger 
Forderungen sind außerhalb StaRUG festzustellen, 
Planregelung bezieht sich auf endgültige Fest-
stellung, höchstens auf den im Plan angesetzten 
Wert

• Steuerbescheid, angefochten: Es gilt der 
Grundsatz.

• Steuerbescheid, nicht angefochten, nach § 164 
Abs. 2 AO änderbar: Es gilt der Grundsatz (Begr. zu 
§ 77 Abs. 1).

• Steuererklärung: Wenn § 16 Abs. 1 erfüllt, gilt der 
Grundsatz.

• Umsatzsteuer-Voranmeldung: Jahressteuer-
bescheid ist keine Änderung, deshalb keine 
Geschäftsgrundlage, es gilt der Grundsatz.
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VII. Rechtsunsicherheiten im vorläufigen Insolvenzverfahren
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 Die (vorläufige) Eigenverwaltung könnte nach § 55 Abs. 4 (weiter) steuerlich vorteilhafter sein. 

 Der BFH hat eine unzulässige Beihilfe mangels Selektivität verneint. § 55 Abs. 4 bilde eine Ausnahme vom Regelprinzip 
der Gläubigergleichbehandlung gem. § 251 Abs. 2 Satz 1 AO iVm § 38 aufgrund einer Amtstätigkeit im 
Eröffnungsverfahren. Hieran fehle es in der vorläufigen Eigenverwaltung, es gelte das Regelprinzip. Trägt diese 
Argumentation weiter aufgrund § 276a Abs. 3 (Spezialvorschrift zu § 15b, s. Begr. zu § 15b und § 270c Abs. 3 Satz 2 
Halbsatz 2 (Zustimmungsvorbehalt vorläufiger Sachwalter)?

 Der Geschäftsführer wäre in der vorläufigen Eigenverwaltung und im vorläufigen Regelinsolvenzverfahren (weiter) 
auf (unsichere) Ausweichgestaltungen angewiesen, bis der BFH den Vorrang der Massesicherungspflicht vor der 
Steuerzahlungspflicht iS der Begründung des RegE entscheidet.

 Vorschlag: Rechtssicherheit für den Geschäftsführer, indem (1) der Vorrang der Massesicherungspflicht vor der 
Steuerzahlungspflicht auch in einem Steuergesetz geregelt wird und (2) § 55 Abs. 4 auf die vorläufige Eigenverwaltung 
erstreckt wird.

InsO idF RegE SanInsFoG StaRUG idF RegE SanInsFoG
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